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Satzung 
des Amtes Schafflund über die Entschädigung  

ehrenamtlich tätiger Bürgerinnen und Bürger (Entschädigungssatzung) 
 
 

Aufgrund des § 24 a der Amtsordung für Schleswig-Holstein (AO) in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit den §§ 4, 24 Abs. 1 und § 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein (GO) in Verbindung mit der Landesverordnung über die Entschädigung in 
kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO) wird nach 
Beschlussfassung durch den Amtsausschuss vom 28.01.2013 folgende 
Entschädigungssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
Ehrenbeamtinnen und –beamte, Mitglieder des Amtsausschusses sowie ehrenamtlich tätige 
Bürgerinnen und Bürger erhalten eine Entschädigung oder Auslagenerstattung nach dieser 
Satzung. 
 
 

§ 2 
Aufwandsentschädigung und Sitzungsgelder 

 
(1) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher erhält nach Maßgabe der 

Entschädigungsverordnung eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes der 
Verordnung. 

 
Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers 
wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der 
Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers für ihre oder seine besondere Tätigkeit als 
Vertretung eine entsprechende Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der 
Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an 
dem die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher vertreten wird, ein Dreißigstel der 
monatlichen Aufwandsentschädigung der Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers. Die 
Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschädigung der 
Amtsvorsteherin oder des Amtsvorstehers nicht übersteigen. 

 
Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung werden der Amtsvorsteherin oder dem 
Amtsvorsteher auf Antrag die Kosten für die dienstliche Nutzung eines Privat-PKW 
erstattet. Diese Beträge können für monatliche Zahlungen pauschaliert werden. Für die 
Pauschalbeträge gilt, dass diese anhand von aussagekräftigen Unterlagen zu ermitteln 
und in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen sind. Eine Abrechnung nach § 2 
Abs. 1 schließt eine Entschädigung für den Privat-PKW nach § 5 dieser Satzung aus. 
 

(2) Die Mitglieder des Amtsausschusses erhalten nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen des Amtsausschusses, der 
Ausschüsse des Amtes, an sonstigen in dieser Satzung bestimmten Sitzungen sowie für 
sonstige Tätigkeiten für das Amt ein Sitzungsgeld in Höhe von 23 €. 
Die stellvertretenden der Mitglieder des Amtsausschusses erhalten nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen des Amtsausschusses im 
Vertretungsfalle ein Sitzungsgeld in Höhe von 23 €. 
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(3) Die nicht dem Amtsausschuss angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten nach 
Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der 
Ausschüsse, in die sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe von 23 €. Entsprechendes 
gilt für stellvertretende Ausschussmitglieder, die nicht Mitglied des Amtsausschusses 
sind, im Vertretungsfall. 

 
Entsprechendes gilt für stellvertretende Ausschussmitglieder, die nicht der 
Gemeindevertretung angehören, im Vertretungsfall. 

 
(4) a) Die Amtswehrführerin oder der Amtswehrführer erhält eine Aufwandsentschädigung 

in Höhe von mtl. 191,00 €. Ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein 
Stellvertreter erhält die Hälfte der Aufwandsentschädigung.  

 
b) Die Gemeindewehr- und Ortswehrführerinnen und Gemeindewehr- und 

Ortswehrführer erhalten eine Entschädigung. Diese beträgt in Gemeinden mit 
 bis zu 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mtl. 74,66 €, 
 bis zu 2.500 Einwohnerinnen und Einwohnern mtl. 80,66 €, 
 bis zu 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mtl. 90,00 €. 

Ihre oder seine Stellvertreterinnen oder ihre oder seine Stellvertreter erhalten die 
Hälfte der Entschädigung. 

 
c) Entgegen Buchstabe b) erhalten die Gemeindewehrführerin oder der 

Gemeindewehrführer der Gemeinden Großenwiehe und Lindewitt eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von mtl. 10,23 €. Ihre oder seine Stellvertreterinnen 
oder seine Stellvertreter erhalten die Hälfte der Entschädigung.  

 
d) Die Gerätewartinnen und Gerätewarte erhalten eine Entschädigung nach den 

Vorgaben der Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren (Entschädigungsrichtlinie – EntschRichtl-fF) 
in der Fassung vom 09.02.2008. 

 
e) Die Jugendwartinnen oder die Jugendwarte erhalten eine Entschädigung nach den 

Vorgaben der Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern der freiwilligen 
Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren (Entschädigungsrichtlinie – EntschRichtl-fF). 
Diese beträgt mtl. 36,00 €. 

 
f) Die Amtsfachwartinnen oder Amtsfachwarte erhalten eine Aufwandsentschädigung 

von mtl. 12,78 €. Folgende Fachgebiete fallen darunter: 
 - Atemschutzfachwart,  - Funkfachwart, 
 - Bekleidungsfachwart,  - Pressewart, 
 - Brandschutzerziehungsfachwart. 

 
(5) Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte erhält für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine monatliche 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 150,00 €. 
Für die Teilnahme an Sitzungen des Amtsausschusses und der Ausschüsse des Amtes 
erhält die Gleichstellungsbeauftragte nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung ein 
Sitzungsgeld in Höhe von 15,00 €. 
 
 

§ 3 
Ergänzende Regelungen 

 
(1) Ehrenbeamtinnen und –beamten, Mitgliedern des Amtsausschusses sowie ehrenamtlich 

tätigen Bürgerinnen und Bürgern ist auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe der 
entgangene Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit gesondert zu ersetzen. Ferner 
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ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur 
Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des 
Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird. 

 
(2) Selbständige erhalten auf Antrag gesondert für den durch die Wahrnehmung des 

Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit entstandenen Verdienstausfall eine 
Verdienstausfallentschädigung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage 
des glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Dabei 
darf der Entschädigungsbetrag je Stunde nicht mehr als das Zweifache der nach dem 
TVöD VKA festgesetzten Stundenvergütung für die Entgeltgruppe 11, Stufe 3 betragen 
(zz 18,86 €). 

 
(3) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen und nicht oder 

weniger als 20 Stunden erwerbstätig sind, werden gesondert für die durch das Ehrenamt 
oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haushalt auf Antrag 
entschädigt. Der Entschädigungsbetrag für jede volle Stunde entspricht der nach dem 
TVöD VKA festgesetzten Stundenvergütung für die Entgeltgruppe 8, Stufe 3 (zz 14,64 €). 

 
(4) Leistungen nach Abs. 1 bis 3 werden nur gewährt, soweit die Wahrnehmung des 

Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit in den Fällen der Abs. 1 und 2 während 
der regelmäßigen Arbeitszeit und in den Fällen des Abs. 3 während der regelmäßigen 
Hausarbeitszeit erforderlich ist. Die regelmäßige Arbeitszeit und die regelmäßige 
Hausarbeitszeit sind individuell zu ermitteln. 

 
 

§ 4 
Ersatz für Betreuungskosten 

 
Ehrenbeamtinnen und –beamten, Gemeindevertreterinnen und –vertretern sowie 
ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern sind auf Antrag die nachgewiesenen Kosten 
einer durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der  
ehrenamtlichen Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Betreuung von Kindern, die das 14. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedürftiger Familienangehöriger auf 
Antrag gesondert zu erstatten. 
Dies gilt nicht für Zeiträume, für die Entschädigung nach § 3 gewährt wird. 
 
 

§ 5 
Reisekostenvergütung 

 
Ehrenbeamtinnen und –beamte, Mitglieder des Amtsausschusses sowie ehrenamtlich tätige 
Bürgerinnen und Bürger können bei Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den für 
Beamte geltenden Grundsätzen verlangen. 
 
 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
Schafflund, 12.02.2013 
 
      (Siegel)   gez. 

(Jürgen Schrum) 
- Amtsvorsteher - 


